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Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
Ausschuss für Inneres und Bau 
Herrn Vorsitzenden Ralf Mucha, MdL  
Lennéstraße 1, Schloss 

19053 Schwerin   

  

    

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes (Drucksache 8/6315)  

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren,  

mit Schreiben vom 23. April 2026 hat der Ausschuss für Inneres und Bau des 

Landtages von Mecklenburg-Vorpommern den Deutschen Gewerkschaftsbund 

(DGB) um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung 

des Personalvertretungsgesetzes (Drucksache 8/6315) gebeten. Dieser Bitte 
kommt der DGB hiermit gerne nach.  

Die Stellungnahme wird in enger Abstimmung mit den DGB-Gewerkschaften 

des öffentlichen Dienstes GEW, GdP, IG BAU und ver.di abgegeben.  

Auf die separaten Stellungnahmen der GEW und der GdP wird ausdrücklich hin-

gewiesen. Spezifische Themen der Personalvertretungen in den beiden großen 
Personalkörpern der Lehrkräfte und der Polizei werden im Rahmen dieser Stel-

lungnahme damit nicht aufgegriffen.  

 

Zur Gesamtbewertung des vorliegenden Entwurfes 

Der DGB begrüßt und unterstützt den vorliegenden Gesetzesentwurf. Inhaltlich 
ist er ein Kompromiss aus in Teilen deutlich weitergehenden Vorstellungen des 
DGB und seiner Gewerkschaften und der vom Innenministerium und dem Kom-
munalen Arbeitgeberverband in die Diskussion eingebrachte Perspektive der 

Dienstherren bzw. öffentlichen Arbeitgeber.  

Das bisherige Gesetz von 1993 berücksichtigt nicht die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichtes von 1995 (und fortfolgend) zu den verfassungs-
rechtlichen Grenzen der Mitbestimmung. Diese Rechtsprechung geht stark ver-

kürzt davon aus, dass der Spruch der Einigungsstelle nur empfehlenden Cha-

rakter hat. Eine verbindliche Mitbestimmung ist nur zu einem Katalog 

begrenzter Mitbestimmungstatbestände möglich, der im Gesetz definiert wer-
den muss. Dies ist im Personalvertretungsgesetz von 1993 (natürlich) nicht 
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geschehen. Das bestehende Gesetz muss also stets verfassungskonform ausge-
legt und interpretiert werden. Es spricht nicht für sich selbst. Sein Wortlaut ist 

an vielen Stellen verfassungsrechtlich überholt. Dies führt zu fehlender Rechts-

sicherheit. Eine Novellierung ist seit langem überfällig.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf greift an zahlreichen Stellen die bewährte Ge-
setzgebung anderer norddeutscher Länder auf. Beispiele hierfür sind die vorge-

sehene Definition von Maßnahmen, das vorgesehene Verhältnis zwischen Allzu-
ständigkeit und Katalogen von Mitbestimmungstatbeständen und die 

erweiterten Informationsrechte der Personalräte. Die Orientierung am Stan-
dard anderer Personalvertretungsgesetze norddeutscher Länder ist sachge-
recht und naheliegend. Angesichts des nur noch kurzen Zeitfensters, welches 
bis zur nächsten Landtagswahl für ein derart komplexes Gesetzgebungsverfah-
ren verbleibt, unterstützt der DGB den Ansatz, Experimente zu vermeiden und 

sich an den bewährten Standards der anderen norddeutschen Länder zu orien-
tieren.  

Gleichzeitig besteht mit der konsequenten Orientierung am Standard der ande-
ren norddeutschen Länder die Chance, mehr als 35 Jahre nach der Wiederver-

einigung eine Ost-West-Angleichung der Arbeitsbedingungen im öffentlichen 
Dienst vorzunehmen. Der öffentliche Dienst in Mecklenburg-Vorpommern kann 

eine Anpassung an das Niveau an Mitbestimmung und Beteiligung erreichen, 
das in den nordwestlichen Bundesländern teilweise seit Jahrzehnten üblich ist.  

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf sollen Zusagen und Ankündigungen der 
Regierungskoalition aus dem aktuellen Koalitionsvertrag umgesetzt werden. 
Der Koalitionsvertrag wäre mit der Verabschiedung des vorliegenden Geset-

zesentwurfes durch den Landtag erfüllt.  

Diese positive Bewertung darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass an 

mehreren Stellen noch Anpassungsbedarfe am vorliegenden Gesetzesentwurf 

bestehen. Dies betrifft insbesondere die 

• Verankerung von Beispielen, um eine weitgehende Übereinstimmung 

der Regelungen zur innerdienstlichen Allzuständigkeit mit Hamburg 
und Niedersachsen zu erreichen,  

• Einrichtung von Wirtschaftsausschüssen in wirtschaftlich tätigen An-

stalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie Stiftungen 
nach dem Vorbild des Betriebsverfassungsgesetzes und der Personal-
vertretungsgesetzes anderer Länder,  

• Ausgestaltung der Mitbestimmungskataloge mindestens auf dem bis-

herigen Niveau,  

• Verbesserung der Freistellungsstaffel analog Betriebsverfassungsge-
setz, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen bzw. Niedersachsen, 

• Nachschärfung der Regelungen zu den Hochschulen als Kompromiss 
u.a. bei Schulungsansprüchen und Kündigungsschutz der Vertretung 

der Hilfskräfte,  
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• Verankerung einer Zusammenarbeitsklausel in § 2, die den neuen Geist 
des Gesetzes hervorhebt, Vertrauen, Zutrauen in die Beschäftigten und 

Co-Management betont – analog Hamburg und Niedersachsen und die  

• Stärkung des Initiativrechtes der Personalräte, damit dieses auch die 
neue innerdienstliche Allzuständigkeit umfasst.  

Der DGB legt hierfür im Rahmen dieser Stellungnahme konkrete Vorschläge vor.  

 

Zur Vorgeschichte des vorliegenden Gesetzesentwurfes  

Die Koalitionspartner in Mecklenburg-Vorpommern haben sich in der Koaliti-

onsvereinbarung 2021-2026 auf eine Novellierung des Personalvertretungsge-
setzes verständigt. In den Randziffern 30 und 318 heißt es dazu: 

„(30) Wir wollen das Personalvertretungsgesetz an die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts anpassen. Dabei wollen wir auch die demo-

kratische Teilhabe junger Menschen stärken.“ 

„(318) (…) Gleichzeitig werden die Koalitionspartner die personalver-
tretungsrechtliche Mitbestimmung für alle Menschen, die mit den 

Hochschulen in einer Arbeitsbeziehung stehen, ausbauen.“ 

Bereits die schwarz-rote Vorgängerregierung hatte den Novellierungsbedarf in 

ihrem Koalitionsvertrag festgestellt, jedoch keine ausreichenden Bemühungen 
aller Ressorts zur Vorbereitung einer Novellierung unternommen. 

Im Vorfeld beider Landtagswahlen hat der DGB zu diesem Thema in seinen An-
forderungen zur Landtagswahl folgendes formuliert:  

„Mitbestimmung stärken 

Das Personalvertretungsgesetz weist einen Novellierungsbedarf auf. Es 
ist seit 1993 weitgehend unverändert geblieben. Fortschritte in der Mit-
bestimmung in anderen Bundesländern und Entwicklungen in der 

Rechtsprechung wurden seitdem nicht mehr nachvollzogen. Die Mitbe-

stimmung der Personalräte ist deshalb durch eine Novellierung des Per-
sonalvertretungsgesetzes zu stärken. Dabei ist eine Ausweitung der Mit-

bestimmung bei personellen, organisatorischen und sozialen 
Maßnahmen zu gewährleisten. Darüber hinaus sind die individuellen 

Rechte der Beschäftigten auszubauen, die Gleichstellung von Frauen 
und Männern zu implementieren und die überholten Begrifflichkeiten 
der Statusgruppen zu überarbeiten. Der Gesetzesentwurf ist in enger 

Abstimmung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften zu 

entwickeln.“ 

Darüber hinaus hat der DGB bereits im Juni 2017 ein umfangreiches Eckpunkte-

papier zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Mecklenburg-Vor-

pommern vorgelegt und an die Landesregierung übermittelt. Das damalige 
Eckpunktepapier des DGB gab den damaligen Stand der gewerkschaftlichen 
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Diskussion wieder. Es berücksichtigt nicht die seitdem erfolgte Rechtsentwick-
lung (beispielsweise durch die Novellierung des Bundespersonalvertretungsge-

setzes) und auch nicht die seitdem erfolgten Veränderungen in der Arbeitswelt 

(beispielsweise durch die Digitalisierung und die Flexibilisierung von Arbeitsfor-
men).   

Die Novellierung des Personalvertretungsgesetzes und damit die Neuordnung 

der Mitbestimmung im öffentlichen Sektor des Landes und der Kommunen in 
Mecklenburg-Vorpommern besitzen für den DGB und seinen Gewerkschaften 

höchste politische Relevanz – nicht nur wegen der hohen Zahl der betroffenen 
Beschäftigten und Multiplikatoren, sondern insbesondere wegen der hohen po-
litischen und gesellschaftlichen Bedeutung der betrieblichen Mitbestimmung 
als zentrale Säule der demokratischen Gesellschaft. Ein novelliertes Personal-
vertretungsgesetz muss auch der Stärkung der Demokratie und der Verwirkli-

chung von Grundrechten der Beschäftigten in den Dienststellen dienen.  

Der DGB legt deshalb großen Wert darauf, dass die Novellierung des Personal-

vertretungsgesetzes im Rahmen einer sachgerechten Verständigung zwischen 
den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und 

der Landesregierung erfolgt. Der DGB hat deswegen der Landesregierung im 
Jahr 2022 vorgeschlagen, in einem ersten Schritt eine Verständigung über zent-

rale Eckpunkte herbeizuführen und diese in einem gemeinsamen Eckpunktepa-
pier festzuhalten. Am 19. August 2022 hat der DGB zur Vorbereitung der Diskus-

sion der Landesregierung ein umfangreiches Erörterungspapier als Basis für die 
Diskussion in der gemeinsamen Arbeitsgruppe vorgelegt.  

Zur Vorbereitung einer umfassenden Novellierung des Personalvertretungsge-

setzes haben das zuständige Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung 

und die beiden Spitzenorganisationen DGB und dbb bereits im Jahr 2023 eine 

gemeinsame Arbeitsgruppe gebildet. Diese Arbeitsgruppe wurde im Laufe des 
Verfahrens um einen Vertreter des Kommunalen Arbeitgeberverband Mecklen-
burg-Vorpommern (KAV) erweitert. 

Zum Entwurf eines Eckpunktepapiers der Landesregierung hat der DGB am 6. 

Januar 2025 ausführlich schriftlich Stellung genommen. Das Kabinett hat das 

Eckpunktepapier zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes Anfang Juli 
2025 beschlossen. Am 17. Juli 2025 hat der DGB es auf einer Personalrätekonfe-
renz in Güstrow über 100 aktiven Personalräten aus den verschiedenen Berei-

chen des öffentlichen Dienstes des Landes und der Kommunen vorgestellt.  

Im Vorfeld des nun vorliegenden Gesetzesentwurfes hat damit eine breite und 
intensive Beteiligung stattgefunden.  
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Zum Fragekatalog des Ausschusses nimmt der DGB wie folgt Stellung:  

1. Worin unterscheiden sich die Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglich-
keiten zwischen dem Betriebsverfassungsgesetz und dem vorgelegten 
Entwurf des PersVG (PersVG-E)? 

Das Betriebsverfassungsrecht für die Privatwirtschaft und das Personalver-

tretungsrecht für den öffentlichen Dienst haben sich insbesondere als Er-
gebnis der Rechtsprechung immer weiter auseinanderentwickelt. Sie basie-

ren verfassungsrechtlich auf unterschiedlichen Grundlagen. Gleichwohl 
besteht eine Vergleichbarkeit der Regelungen hinsichtlich der Qualität der 
Mitbestimmung und insbesondere hinsichtlich der mit der Mitbestimmung 

verbundenen Kosten.  

Das Betriebsverfassungsgesetz für die Privatwirtschaft ist in vielen Punkten 
deutlich weitergehender als der nun vorliegende Gesetzesentwurf. Beispiel-

haft seien an dieser Stelle genannt:  

• Das Betriebsverfassungsgesetz sieht verbindliche Einigungsstellen-
verfahren zu einer Vielzahl an Angelegenheiten vor,  

• Der Betriebsrat kann vom Arbeitgeber eine Reihe von Maßnahmen 

verlangen, die dann durchzuführen sind,  

• die Kosten für die Einigungsstellenverfahren sind deutlich höher,  

• für Konflikte zwischen dem Betriebsrat und dem Arbeitgeber be-
steht eine Zuständigkeit der Arbeitsgerichte, die deutlich schneller 
und im Regelfall auch arbeitnehmerfreundlicher entscheiden als 

die Verwaltungsgerichte, 

• das Betriebsverfassungsgesetz sieht deutlich größere Gremien vor, 

• das Betriebsverfassungsgesetz sieht deutlich mehr Freistellungen 

vor, 

• das Betriebsverfassungsgesetz sieht keine Deckelung für Schu-

lungsansprüche vor,  

• das Betriebsverfassungsgesetz sieht mehr Rechte und einen Über-
nahmeschutz für die Jugend- und Auszubildendenvertretungen vor,  

• das Betriebsverfassungsgesetz sieht die Einrichtung von Wirt-
schaftsausschüssen vor.  

Die Anwendung des Personalvertretungsgesetzes  

• ist damit für die Dienststellen deutlich kostensparender, 

• stellt geringere Anforderungen an Führungskräfte  

• und ist damit per se ein Wettbewerbsvorteil gegenüber der Privat-

wirtschaft.  

Die Frage des Wettbewerbsvorteils ist insbesondere für die Sparkassen in 
Konkurrenz zu privaten Banken und für öffentliche Kliniken in Konkurrenz 
zu großen privaten Kliniken von Relevanz. An diesem Wettbewerbsvorteil 

ändert jedoch der vorliegende Gesetzesentwurf nichts.  
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2. Sind Unternehmen stärker durch das Betriebsverfassungsgesetz oder 
durch das PersVG-E verpflichtet? 

Es besteht in der Privatwirtschaft keine Verpflichtung zur Bildung eines Be-
triebsrates, die Initiative hierzu muss von den Beschäftigten selbst ausge-

hen. Im Unterschied dazu verpflichtet das Personalvertretungsgesetz in § 1 
die Dienststellen zur Bildung eines Personalrates. Dieser Unterschied ist 

verfassungsrechtlich begründet. Sowohl das Betriebsverfassungsrecht als 
auch das Personalvertretungsrecht sind Ausdruck des in Artikel 20 Abs. 1 

und Artikel 28 Abs. 1 GG verankerten Sozialstaatsprinzips. Sowohl Betriebs- 
als auch Personalräte sollen als Grundrechtshelfer, den Grundrechten der 
Beschäftigten zu praktischer Wirksamkeit im Arbeitsleben zu verhelfen. 
Hierzu zählen z.B. die Persönlichkeitsentfaltung, die Handlungsfreiheit, die 
Meinungsfreiheit und die Berufsausübungsfreiheit. Für die Beamtinnen und 

Beamten ergibt sich zusätzlich aus Artikel 33 Abs. 5 GG i. V. m. § 51 des Be-
amtenstatusgesetzes (BeamtStG) das Recht der Beamtinnen und Beamten 
auf eine Personalvertretung als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeam-

tentums.  

Besteht ein Betriebsrat, so kehrt sich im Vergleich das Verhältnis der Ver-
pflichtung zuungunsten der Personalvertretungen um. Neben den in der 

Frage zu Antwort 1 genannten Punkten hat auch dies verfassungsrechtliche 
Gründe: 

Das Bundesverfassungsgericht hat 1995 in einem Urteil zum Mitbestim-
mungsgesetz Schleswig-Holstein die Grenzen der zulässigen Mitbestim-
mung im öffentlichen Dienst definiert. Die Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichtes von 1995 (und fortfolgend) geht stark verkürzt davon 

aus, dass der Spruch der Einigungsstelle grundsätzlich nur empfehlenden 

Charakter hat. Das Letztentscheidungsrecht liegt damit bei der Dienststelle. 
Eine verbindliche Mitbestimmung ist nur zu einem Katalog begrenzter Mit-
bestimmungstatbestände möglich, der im Gesetz definiert werden muss. 

Selbst in diesem Fall muss jedoch eine Letztentscheidung der Dienststelle 

gewährleistet sein, wenn Beschlüsse der Einigungsstelle Maßnahmen be-
treffen, die wegen ihrer Auswirkungen auf das Gemeinwesen die Regie-

rungsverantwortung oder die Verantwortung der Verwaltung gegenüber ih-
rer Vertretungskörperschaft wesentlich berühren. Dies ist in § 78 Abs. 4 des 

vorliegenden Entwurfes gewährleistet und im Rahmen der Gesetzesbegrün-
dung ausführlich dargestellt.  

Das Betriebsverfassungsgesetz sieht im Unterschied dazu eine ganze Reihe 
von Angelegenheiten vor, in denen die Einigungsstelle endgültig entschei-
den kann. Es dient im Unterschied zum Personalvertretungsrecht der Be-

grenzung der Alleinentscheidungsbefugnis der Arbeitgeber, deren Grund-

rechte durch das Betriebsverfassungsgesetz verfassungsgemäß 
eingeschränkt werden. Eine derart weitgehende Einschränkung der Rechte 

der durch Wahlen legitimierten öffentlichen Arbeitgeber und Dienstherren 
ist durch die Rechtsprechung auf Basis des Demokratieprinzips nach Artikel 
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20 GG ausgeschlossen. Die Unternehmen sind damit durch das Betriebsver-
fassungsgesetz deutlich stärker verpflichtet als der öffentliche Dienst durch 

die Personalvertretungsgesetze. Dies gilt auch für den vorliegenden Ent-

wurf.  

 

3. Sind die Regelungen des § 74 PersVG-E zur innerdienstlichen Allzustän-
digkeit vergleichbar mit den diesbezüglichen Regelungen in den nord-

deutschen Bundesländern? 

Der DGB begrüßt ausdrücklich die Verankerung einer innerdienstlichen All-
zuständigkeit. Die fehlende Verbindlichkeit der Mitbestimmung im öffentli-

chen Dienst kann auf diesem Wege durch eine breite Beteiligung der Be-

schäftigten an innerdienstlichen Maßnahmen ausgeglichen und die 
Grundlage für eine partnerschaftliche Zusammenarbeit gelegt werden, die 

gleichberechtigt die Erfüllung der der Dienststelle obliegenden Aufgaben 
und zur die der Belange der in der Dienststelle Beschäftigten zum Ziel hat.  

Die Regelungen zur innerdienstlichen Allzuständigkeit des § 74 PersVG-E 

sind aus Sicht des DGB im Wortlaut mit den Regelungen des § 80 des Ham-

burgischen Personalvertretungsgesetzes und dem § 64 des Niedersächsi-

schen Personalvertretungsgesetzes vergleichbar und entsprechen diesen 
weitgehend. Die innerdienstliche Allzuständigkeit im Schleswig-Holsteini-

schen Mitbestimmungsgesetz ist deutlich weiter gefasst.  

Der DGB unterstützt ausdrücklich den Ansatz, Experimente zu vermeiden 
und sich an den bewährten Standards der anderen norddeutschen Länder 

zu orientieren. Gleichzeitig besteht mit der konsequenten Orientierung am 
Standard der anderen norddeutschen Länder die Chance, mehr als 35 
Jahre nach der Wiedervereinigung eine Ost-West-Angleichung der Arbeits-

bedingungen im öffentlichen Dienst vorzunehmen. Der öffentliche Dienst in 
Mecklenburg-Vorpommern kann eine Anpassung an das Niveau an Mitbe-

stimmung und Beteiligung erreichen, das in den nordwestlichen Bundes-

ländern teilweise seit Jahrzehnten üblich ist. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf lässt jedoch offen, wie konkret die Mitbe-
stimmung bei Maßnahmen von ähnlichem Gewicht nach § 74 Abs. 3 zu ver-

stehen ist. Hier sollte der Landtag als Gesetzgeber mit einem Beispiel für 
Klarheit sorgen. Ziel muss eine Anpassung an die Regelungen in Hamburg 

und Niedersachsen sein.  

Als anwenderfreundliches und leicht verständliches Beispiel schlägt der 
DGB vor, den Mitbestimmungstatbestand in § 83 Abs. 1 Nr. 21 „Bestellung 
und Abberufung von Betriebsärztinnen und Ärzten“ wie folgt zu erweitern:   

„21. Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärztinnen 

und -ärzten, Beauftragen für Datenschutz, Inklusion, sowie Arbeitssi-

cherheit.“  
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Zur Klarstellung des Umganges mit Maßnahmen ähnlichen Gewichtes im 
Rahmen der innerdienstlichen Allzuständigkeit könnte die Begründung ent-

sprechend lauten:  

„Die Regelung wird aufgrund der Bedeutsamkeit des Datenschutzes, 

der Inklusion und Arbeitssicherheit auf die Bestellung und Abberufung 
entsprechender Beauftragter erweitert. Alle genannten Funktionen set-

zen ein Vertrauensverhältnis zu den Beschäftigten voraus, dem mit der 
Verankerung eines entsprechenden Mitbestimmungstatbestandes ent-

sprochen wird. Die Aufzählung der Vertrauens- und Betriebsärztinnen 
und -ärzte sowie der Beauftragten für Datenschutz, Inklusion und Ar-
beitssicherheit ist nicht abschließend. Im Rahmen der innerdienstli-
chen Allzuständigkeit können Bestellung und Abberufung anderer Be-
auftragter, die in vergleichbarer Weise im Sinne des Schutzzweckes der 

Funktion der oben genannten Beauftragten für die Belange der Be-
schäftigtentätig werden, ebenfalls der Mitbestimmung unterfallen.“ 

Der Vorschlag entspricht der Praxis in Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen. Insbesondere der Mitbestimmung bei der Bestellung und 

Abberufung des Datenschutzbeauftragten kommt eine besondere Bedeu-
tung zu, ist dieser doch auch für die Einhaltung des Datenschutzes durch 

den Personalrat als Teil der Dienststelle zuständig. Eine Akzeptanz und ein 
Vertrauen in die jeweilige Person im Amt des Datenschutzbeauftragten ist 

damit unabdingbar. Dies wird durch die Mitbestimmung unterstrichen und 
gewährleistet.  

Analoge Regelungen hinsichtlich der betrieblichen Datenschutzbeauftrag-

ten gibt es auch im Personalvertretungsrecht der Länder Brandenburg (mit 

uneingeschränktem Mitbestimmungs- und Initiativrecht), Baden-Württem-

berg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. 

 

4. Hat sich die Zusammenarbeit zwischen den Dienststellen und Personal-

vertretungen mit Einführung der innerdienstliche Allzuständigkeit ver-

ändert? 

Mit der Einführung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit wird auch ein 

Kulturwechsel in den Dienststellen hin zu einer partnerschaftlichen und 
problemorientierten Zusammenarbeit zwischen Dienststellenleitung und 

Personalrat angestrebt. Dies findet seinen Ausdruck auch in den entspre-
chenden Regelungen zur Zusammenarbeit in den Personalvertretungsge-
setzen Hamburgs, Niedersachsen und im Mitbestimmungsgesetz Schles-

wig-Holsteins.  

Eine innerdienstliche Allzuständigkeit ermöglicht nicht nur eine umfas-

sende Mitbestimmung, sondern reduziert auch Konflikte in den Dienststel-

len über die Frage, welche Maßnahmen der Mitbestimmung unterliegen. 

Die Maßnahme kann damit sachbezogen im Zentrum stehen, nicht die 
Frage formaler Zuständigkeiten. Gleichzeitig werden „Beteiligungslücken“ 



 

Seite 9/33 

vermieden, die sich zwangsläufig aus geschlossenen Katalogen und der 
Weiterentwicklung der Arbeitswelt ergeben.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf basiert dementsprechend auf einem 
neuen Grundverständnis der Zusammenarbeit von Dienststellen und Perso-

nalvertretungen. Dieser Geist sollte sich in einem der ersten Paragrafen des 
neuen Personalvertretungsgesetzes widerspiegeln. Es erscheint zudem 

sinnvoll, die künftige Art der Zusammenarbeit zwischen Dienststelle und 
Personalrat im Rahmen eines Programmsatzes festzulegen. Dies würde 

auch der im Manteltext auf Seite 3 angeführten „partnerschaftlichen Ver-
handlung“ entsprechen.  
 
In Anlehnung an die Regelungen der anderen norddeutschen Länder 
schlägt der DGB deswegen die folgende Neufassung des § 2 zur „Zusam-

menarbeit, Stellung der Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen“ 
vor:  

„§ 2 Zusammenarbeit; Stellung der Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände 

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten unter Beachtung der 

Gesetze und Tarifverträge vertrauensvoll und partnerschaftlich zu-

sammen zur Erfüllung der der Dienststelle obliegenden Aufgaben 

und zur Wahrung der Belange der in der Dienststelle Beschäftigten. 

Das gleiche gilt für die Zusammenarbeit der Personalräte unterei-
nander. 
 

(2) Dienststelle und Personalrat wirken vertrauensvoll mit den in der 

Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und mit den Arbeitge-

bervereinigungen zusammen. 
 

(3) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Ar-

beitgeber, insbesondere die Wahrnehmung der Interessen ihrer Mit-

glieder, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. Auf Verlangen ei-
ner Gewerkschaft oder einer Vereinigung der Arbeitgeber hat die 

Dienststelle in ihrem Intranet einen Verweis auf den Internetauftritt 
der Gewerkschaft oder der Arbeitgebervereinigung aufzunehmen.“ 

Die bestehende Begründung könnte in weiten Teilen bestehen bleiben. Zu 

Absatz 1 schlägt der DGB folgende Begründung vor:  

„Mit dem neuen Absatz 1 wird die Grundlage der Zusammenarbeit von 

Dienststelle und Personalrat in § 2 um den wesentlichen Charakter der 

Novellierung ergänzt, nämlich dem Ziel, dass Dienststelle und Personal-
rat vertrauensvoll, aber auch im Verfahren und im Umgang miteinander 
partnerschaftlich ihre gemeinsamen Aufgaben zum Wohle der Beschäf-

tigten wie auch der Belange der Dienststelle zu erfüllen haben.  



 

Seite 10/33 

Mit dem Begriff der Partnerschaft ist sowohl eine Botschaft als auch 
eine Pflicht für beide Seiten verbunden, sich auch und gerade im Wider-

streit zwischen Interessen der Beschäftigten und der Dienststelle für 

Ihre Aufgabenerfüllung in einer Weise zu begegnen, die vom beiderseiti-
gen Respekt gekennzeichnet ist. Sie sollen die Beteiligungsverfahren 
nicht nur der Form halber einhalten, sondern dafür nutzen, einen ver-
tretbaren Interessenausgleich herbeizuführen. 

Die Neuregelung orientiert sich an den entsprechenden Regelungen in 

den Personalvertretungsgesetzen Hamburgs und Niedersachsens.“1 

 

5. Hatte die Einführung der innerdienstlichen Allzuständigkeit Einfluss 

auf die Anzahl an Einigungsstellenverfahren? 

Dem DGB und seinen Gewerkschaften ist nicht bekannt, dass die Einfüh-

rung einer innerdienstlichen Allzuständigkeit in anderen Bundesländern zu 

einer erkennbaren Zunahme an Einigungsstellenverfahren geführt hat.  

Der DGB weist in diesem Kontext nochmal darauf hin, dass der vorliegende 
Gesetzesentwurf – wie andere Personalvertretungsgesetze auch – weitge-

hende Letztentscheidungsrechte der Dienststelle vorsieht. So führt eine 
Mitbestimmung auf Basis der innerdienstliche Allzuständigkeit im Eini-

gungsstellenverfahren stets zu einer Empfehlung an die Dienststelle. Die 
Dienststelle hat damit immer das letzte Wort. Sie muss sich im Rahmen des 

Mitbestimmungsverfahrens mit der Argumentation des Personalrates aus-
einandersetzen und ihre Entscheidung ggf. im Rahmen eines Einigungsstel-

lenverfahrens überprüfen. Dies trägt zur Qualitätssteigerung und zur Trans-
parenz von Entscheidungsprozessen bei.  

 

6. Bestehen rechtliche Bedenken gegen die Regelungen zur ressortüber-

greifenden Mitbestimmung in § 85 PersVG-E? 

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht ein neues Modell für die ressort-
übergreifende Mitbestimmung auf Landesebene vor. Das Personalvertre-
tungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern kennt bisher keine ressortübergrei-
fende Mitbestimmung.  Das Fehlen entsprechender Regelungen in 

Mecklenburg-Vorpommern wird bisher mit kreativen Lösungen umgangen. 

Mehr Rechtssicherheit und Verbindlichkeit sind hier sinnvoll. 

 
1 Eine entsprechende Regelung wurde im Hamburgischen Personalvertretungs-
gesetz auf Antrag der SPD-Fraktion ergänzt. Vgl. Hamburgische Bürgerschaft, 
Drucksache 20/12325 vom 01.07.2014; abrufbar unter https://www.buerger-

schaft-hh.de/parldok/dokument/45561/20_12325_entwurf_eines_geset-

zes_zur_neuregelung_des_hamburgischen_personalvertretungsrechts#navpa-
nes=0  

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/45561/20_12325_entwurf_eines_gesetzes_zur_neuregelung_des_hamburgischen_personalvertretungsrechts#navpanes=0
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/45561/20_12325_entwurf_eines_gesetzes_zur_neuregelung_des_hamburgischen_personalvertretungsrechts#navpanes=0
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/45561/20_12325_entwurf_eines_gesetzes_zur_neuregelung_des_hamburgischen_personalvertretungsrechts#navpanes=0
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/45561/20_12325_entwurf_eines_gesetzes_zur_neuregelung_des_hamburgischen_personalvertretungsrechts#navpanes=0
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In Niedersachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein werden ressortüber-
greifende Vereinbarungen mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaf-

ten DGB und dbb abgeschlossen. Diese Vereinbarungen ersetzen die Mitbe-

stimmung der (örtlichen) Personalräte. Klassische Vereinbarungsthemen 
sind dabei landesweit eingeführte IT-Verfahren (Bürokommunikation, e-
Akte, Digitale Personalakte, elektronische Workflows etc.), Fragen des Ge-
sundheitsmanagements, mobile Arbeit und Telearbeit, Beurteilungsrichtli-

nien. Dieses Modell hat sich in den drei Ländern bewährt und die Digitali-

sierung deutlich erleichtert. Über das Instrument der Vereinbarung können 
landesweit einheitliche Standards gesetzt werden. In den Ländern Bremen 

und Berlin wird dies durch zentrale Gesamt- bzw. Hauptpersonalräte für 

alle Beschäftigten der jeweiligen Länder erreicht. Die nun vorgesehene Auf-
wertung der AG HPR stellt neben diesen beiden Modellen einen dritten Weg 
dar.  

Die vorgeschlagene Aufwertung der AG HPR zur Wahrnehmung der ressort-
übergreifenden Mitbestimmung darf nicht dazu führen, dass die Arbeitsge-

meinschaft Aufgaben der einzelnen Hauptpersonalräte, der Tarifvertrags-

parteien oder der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften an sich zieht. 

Es ist deswegen im Gesetz eine klare Abgrenzung der Aufgaben und der 
Kompetenzen wahrzunehmen. Ein allgemeinpolitisches Mandat wird mit 

der ressortübergreifenden Mitbestimmung nicht begründet. Eine Vertre-
tung nach außen stößt an die Grenzen der dienst- und arbeitsrechtlich ver-

ankerten Verschwiegenheitspflichten sowie der Amtsverschwiegenheit als 
Kernpflicht und hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtentums.   

Diese Grenzen und die verfassungsrechtlich notwendigen Begrenzungen 

hinsichtlich des politischen Letztentscheidungsrechtes führen im Ergebnis 
zu einer im Vergleich zu den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 
deutlich schwächeren Verhandlungsposition der Arbeitsgemeinschaft der 

Hauptpersonalräte.  

Rechtliche oder gar verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Regelung 

werden vom DGB nicht erhoben.  

 

7. Welche Erwägungen sprechen für oder gegen die gesetzliche Regelung 

eines Wirtschaftsausschusses nach dem Vorbild des § 79 HmbPersVG im 
Bereich des öffentlichen Dienstes? 

Im Geltungsbereich des Personalvertretungsgesetzes findet sich eine ganze 
Reihe von wirtschaftlich tätigen bzw. nach unternehmerischen Grundsät-

zen arbeitenden Dienststellen. Dies gilt beispielsweise für die Universitäts-

kliniken.  Grundlage für die dortige Personalplanung sind die Erlöse aus der 
Krankenversorgung und die darauf basierende Stellenbemessung. Die 

Kenntnis der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Dienststelle ist hier 
für die Wahrnehmung der Mitbestimmung der Personalräte von hoher 
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Bedeutung. Ähnliches gilt für die Landesforsten, kommunale Eigenbe-
triebe, Anstalten des öffentlichen Rechtes oder Stiftungen des Landes. 

Ein novelliertes Personalvertretungsgesetz muss deshalb sicherstellen, 
dass die Personalräte die Möglichkeit erhalten, sich in qualifizierter Form 

mit den wirtschaftlichen Gegebenheiten ihrer Dienststelle auseinanderzu-
setzen und die hierfür notwendigen Informationen zu erhalten. 

In Anlehnung an § 106 Betriebsverfassungsgesetz und die Personalvertre-

tungsgesetze anderer Bundesländer (u.a. Niedersachsen, Hamburg, Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg) ist deshalb die Möglichkeit zu schaf-
fen, dass auf Antrag des Personalrates ein Wirtschaftsausschuss 

eingerichtet wird. Aufgabe des Wirtschaftsausschusses ist es, wirtschaftli-

che Angelegenheiten der Dienststelle zu beraten und den Personalrat zu un-
terrichten. Dem Wirtschaftsausschuss sind hierfür umfangreiche Informa-
tions- und Beratungsrechte zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten der 

Dienststelle einzuräumen. Werden im Bereich einer Dienststelle mehrere 

Personalräte gebildet, so ist sicherzustellen, dass jedem der Personalräte 
das Recht eingeräumt wird, einen Wirtschaftsausschuss für die Dienststelle 

zu bilden und jeder Personalrat im Wirtschaftsausschuss angemessen ver-
treten ist. 

Der Wirtschaftsausschuss ist explizit kein Beschlussgremium. Er dient viel-

mehr der Information der Personalvertretung in wirtschaftlichen Fragen 

und ermöglicht es so, diese im Rahmen der Mitbestimmung angemessen zu 
berücksichtigen. Angesichts teilweise komplexer ökonomischer Steue-
rungsinstrumente erhöhen sie durch Transparenz die Qualität der Mitbe-

stimmung.  

Eine entsprechende Regelung könnte lauten:  

„§ xyz Wirtschaftsausschuss 

(1) In Körperschaften ohne Gebietshoheit, rechtsfähigen Teilkörper-
schaften, rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts sowie in kommunalen Eigenbetrieben im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes wird auf Antrag des Personalrates ein Wirtschaftsaus-
schuss gebildet. Der Wirtschaftsausschuss hat die Aufgabe, wirtschaftli-

che Angelegenheiten der Dienststelle zu beraten und den Personalrat zu 
unterrichten. 

(2) Die Dienststelle hat den Wirtschaftsausschuss rechtzeitig und umfas-

send über die wirtschaftlichen Angelegenheiten der Dienststelle unter 
Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten, soweit dadurch 
nicht die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse oder Dienstgeheimnisse 
gefährdet werden, sowie die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf 

die Personalplanung darzustellen.  

(3) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 1 

Satz 2 gehören insbesondere 
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1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Dienststelle, 

2. Veränderungen der Produktpläne,  

3. beabsichtigte Investitionen,  

4. beabsichtigte Partnerschaften mit Privaten sowie dauerhafte 
Privatisierungen und Aufgabenverlagerungen an Dritte, 

5. Rationalisierungsvorhaben,  

6. Einführung neuer Arbeits- und Managementmethoden, 

7. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes, 

8. Verlegung von Dienststellen oder Dienststellenteilen,  

9. Neugründung, Zusammenlegung oder Teilung der Dienststelle 

oder von Dienststellenteilen,  

10. Kooperation mit anderen Dienststellen im Rahmen interadmi-
nistrativer Zusammenarbeit,  

11. sonstige Vorgänge und Vorhaben, welche die Interessen der Be-

schäftigten der Dienststelle wesentlich berühren können. 

(4) Der Wirtschaftsausschuss besteht aus mindestens drei und höchs-

tens sieben Mitgliedern, die Beschäftigte der Dienststelle sein müssen, 
darunter mindestens einem Personalratsmitglied. Ersatzmitglieder 
können bestellt werden. Frauen und Männer sollen ihrem zahlenmäßi-

gen Anteil in der Dienststelle entsprechend vertreten sein. Die Mitglie-
der sollen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche fachliche und 

persönliche Eignung besitzen. Sie werden vom Personalrat für die 
Dauer seiner Amtszeit bestimmt und können jederzeit vom Personalrat 

abberufen werden.  

(5) Der Wirtschaftsausschuss soll vierteljährlich einmal zusammentre-

ten. Er hat über jede Sitzung dem Personalrat unverzüglich und voll-
ständig zu berichten. 

(6) An den Sitzungen des Wirtschaftsausschusses hat die Dienststelle 
teilzunehmen. Sie kann weitere sachkundige Beschäftigte hinzuziehen. 

(7) Ist ein Gesamtpersonalrat gebildet, so tritt dieser an die Stelle des 
Personalrates.“ 

Die Voraussetzung des Einvernehmens in § 79 HmbPersVG hält der DGB weder 

für sinnvoll noch für zielführend. Ein Wirtschaftsausschuss sollte auf Antrag des 
Personalrates gebildet werden. Auf eine Mindestanzahl an Beschäftigten („mit 

mehr als 100 Beschäftigten“) wird zugunsten einer Begrenzung auf wenige Be-

reiche des öffentlichen Dienstes verzichtet.  
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Zu den einzelnen Regelungen des Gesetzesentwurfes nimmt der DGB wie folgt 
Stellung:  

 

Zu § 4 „Bildung von Gruppen“ 

Der TV-Forst umfasst in Mecklenburg-Vorpommern die Nationalparke, die Bio-
sphärenreservate. die Naturparke und die Landesforstanstalt Mecklenburg-Vor-
pommern.  

Die Notwendigkeit für Sonderregelungen ergibt sich beispielsweise durch die 

im TV-Forst nach wie vor vorhandene Aufteilung in Arbeiter und Angestellte. 
Dies macht hier eine Beibehaltung des Drei-Gruppen-Prinzips als Sonderrege-
lung notwendig. Dies wurde im Entwurf eines Eckpunktepapiers richtigerweise 
aufgegriffen. 

Im Eckpunktepapier heißt es entsprechend: „Die Regelungen bezüglich der Sta-
tusgruppen sind anzupassen. Im Gesetz sollen sich künftig nur noch die Status-

gruppe der Beamten und die Statusgruppe der Arbeitnehmer finden. Für die 

Beschäftigten, die dem Geltungsbereich des „TV-Forst“ unterfallen, soll eine 
hiervon abweichende Regelung gefunden werden.“ Diese abweichende Lösung 

fehlt im Gesetzesentwurf. Sie wäre entsprechend zu ergänzen. Die Besonder-
heiten der Personalvertretung im Geltungsbereich des TV-Forst sind in eigenen 

Sonderregelungen abzubilden. 

Der DGB schlägt hier die Ergänzung eines zweiten Absatzes in § 4 vor, der ent-

sprechend lauten könnte:  

„(2) Abweichend von Absatz 1 bilden die Beschäftigten, die dem Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages für den Forstbereich der Länder (TV-

Forst) unterfallen, aufgrund ihrer besonderen Aufgabenwahrnehmung, 
Arbeitsbedingungen und beruflichen Prägung eine eigenständige Sta-

tusgruppe. Die eigenständige Statusgruppe nach Satz 1 ist bei der Zu-

sammensetzung der Personalvertretungen, der Sitz- und Stimmenver-

teilung sowie bei der Wahrnehmung aller Beteiligungsrechte gesondert 
zu berücksichtigen.“ 

 

Zu § 11 „Wahlberechtigung“ 

Nach Abs. 2 entfällt die Wahlberechtigung, wenn am Wahltag eine Beurlaubung 
von mehr als 12 Monate erfolgt ist. Diese Regelung droht insbesondere weibli-

che Beschäftigte mit Elternzeit zu benachteiligen. Der DGB schlägt vor, den Ver-

lust des Wahlrechtes erst mit einer Beurlaubung von mehr als 24 Monaten ein-
treten zu lassen. Dies entspricht mehr als der Hälfte der Amtszeit des 
Personalrates.   

Der DGB begrüßt ausdrücklich die Absenkung des Wahlalters auf das 16. Le-
bensjahr in Absatz 1 und die Einführung eines Wahlrechtes in der jeweiligen 
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Stammdienststelle für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst sowie 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in entsprechender Berufsausbildung. 

Diese Änderung stellt eine wesentliche Säule zur Stärkung der demokratischen 

Beteiligung junger Menschen im Sinne des Koalitionsvertrages dar.  

Dies gilt gleichermaßen für die neuen Wahlberechtigungen zum Referendarrat, 
zum Anwärterrat und zur Vertretung der Hilfskräfte.  

 

Zu § 23 „Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft“  

Nach Abs. 1 Nr. 6 erlischt die Mitgliedschaft im Personalrat mit dem Eintritt in 
eine mehr als zwölfmonatige Beurlaubung. Diese Regelung droht insbesondere 
weibliche Beschäftigte mit Elternzeit zu benachteiligen. Nach wie vor werden 
längere Elternzeiten vor allem von Frauen wahrgenommen. Ein Engagement im 
Personalrat muss auch mit einer individuellen Familienplanung vereinbar sein. 

Junge Frauen dürfen hier weder abgeschreckt noch ausgeschlossen werden. 

Der DGB schlägt deswegen vor, den Verlust des Mandates im Personalrat erst 
mit einer Beurlaubung von mehr als 24 Monaten eintreten zu lassen. Dies ent-

spricht mehr als der Hälfte der Amtszeit des Personalrates.   

Der DGB verweist hier auf die Rechtsprechung des BVerwG (Beschluss des 5. 
Senats vom 26. Januar 2022 - BVerwG 5 P 12.20) nach der eine sechs Monate 

übersteigende Elternzeit, die ein Personalratsmitglied nach der Personalrats-
wahl antritt, in Mecklenburg-Vorpommern nach gegenwärtiger Rechtslage 

nicht zum Verlust der Mitgliedschaft im Personalrat führt. 

 

Zu § 38 „Freistellungen“  

Durch den Personalabbau kleiner werdende Dienststellen, zunehmende Aufga-
ben und eine steigende Komplexität der Arbeitswelt machen eine Erhöhung der 

bisherigen Freistellungen notwendig. Das vom Kabinett beschlossene Eckpunk-

tepapier sah deshalb noch vor:  

„Bedingt durch den Personalabbau werden die Dienststellen immer 

kleiner. Demgegenüber stehen jedoch ein zunehmender Aufgabenum-
fang und eine steigende Komplexität der Arbeitswelt. Dies erfordert 
eine Anpassung der bisherigen Freistellungsregelungen.“  

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht keine Ausweitung der Freistellungen 
nach den Vorbildern Nordrhein-Westfalens, Schleswig-Holsteins oder Nieder-

sachsen vor. Auch Freistellungen für die Stufenvertretungen wurden nicht ver-

ankert.  

Die Freistellungsregelungen müssen aus Sicht des DGB analog dem Betriebs-

verfassungsgesetz bei 200 Beschäftigen beginnen und sind in einer Staffelung 

im Gesetz bis zu einer Obergrenze festzulegen. Die Arbeitsfähigkeit der 
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Stufenvertretungen und Gesamtpersonalräte ist durch eigene Freistellungs-
rechte zu gewährleisten. 

Die Freistellungsregelungen in den Personalvertretungsgesetzen der Länder 
unterscheiden sich stark. Dies gilt umso mehr für die damit verbundene Praxis. 

Neben dem Betriebsverfassungsgesetz beginnen auch die Länder Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein ihre Freistellungsstaffeln bei 200 Beschäftig-

ten, Niedersachsen bei 250 Beschäftigten. Die Gewährung weiterer zusätzlicher 
Freistellungen über die vorgegebenen Mindestfreistellungen ist im Regelfall 

möglich und wird in der Praxis unterschiedlich großzügig gehandhabt. Verbrei-
tet ist jedoch, dass bei Konflikten um zusätzliche Freistellungen die Anrufung 
der Einigungsstelle statt des Verwaltungsgerichtes erfolgt. Dies sieht nun auch 
der vorliegende Gesetzesentwurf der Landesregierung vor.  

Im vorliegenden Gesetzesentwurf entfällt in § 38 Absatz 7 auch die bisherige 
Regelung: „Zeiten einer Freistellung gelten als Bewährungszeit im Sinne der be-

amtenrechtlichen bzw. tarifrechtlichen Bestimmungen.“ Die bisherige Regelung 

findet sich in ähnlicher Form auch in § 36 Abs. 6 MBG Schl.-H. Der Wegfall wird 
in der Gesetzesbegründung erläutert. Dies stellt aber eine Verschlechterung 

zum aktuellen Stand dar. Ein Kompromiss für die Ausgestaltung des § 38 Absatz 
7 könnte die Regelung aus § 39 Abs. 5 Niedersächsisches Personalvertretungs-

gesetz (NPersVG) sein:  

„Die Freistellung darf nicht zu einer Beeinträchtigung des beruflichen Wer-

degangs führen. Zeiten einer Freistellung gelten als Bewährungszeit im 
Sinne der beamtenrechtlichen oder tarifrechtlichen Bestimmungen. Die 
Dienststelle kann die Freistellung von Beschäftigten während einer berufli-

chen Ausbildung sowie einer beamtenrechtlich oder tarifrechtlich vorgese-

henen Probezeit ganz oder teilweise ablehnen (...)“  

 

Zu § 39 „Schulungs- und Bildungsveranstaltungen“  

Der Umfang der Freistellung für Schulungs- und Bildungsveranstaltungen ent-

spricht dem bisher geltenden Recht. Die fortschreitende Digitalisierung der Ar-
beitswelt stellt jedoch auch die Personalräte vor große Herausforderungen. 
Dies betrifft nicht nur die im Rahmen dieses Gesetzesentwurfes vorgesehenen 

Möglichkeiten für neue Arbeitsformen der Personalräte, sondern insbesondere 
die Gestaltung der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in den Dienststellen. 

Um die Personalräte für diese Aufgaben zu qualifizieren ist aus Sicht des DGB 
eine Erweiterung des Freistellungsanspruches für Fortbildungen notwendig.  

Die zunehmende Digitalisierung der Verwaltung ist für die Personalräte mit 
zahlreichen Aufgaben und Anforderungen verbunden, die einen erhöhten Qua-
lifizierungsbedarf auslösen. Zu nennen sind hier beispielsweise die komplexer 

werdenden Anforderungen im Bereich des Beschäftigtendatenschutzes und die 

Bewertung digitaler Verfahren in Hinsicht auf arbeitsschutzrechtliche Vorgaben 

(Barrierefreiheit, Ergonomie). Die dafür benötigten weitergehenden Kenntnisse 
ersetzen allerdings nicht die Anforderungen an bisher eher analoge Kenntnisse 
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der Personalvertretung, sondern kommen hinzu. Kenntnisse im Bereich der 
Software-Ergonomie ersetzen beispielsweise nicht die bisher notwendigen 

Kenntnisse zum Arbeits- und Gesundheitsschutz. 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht sachgerecht, den Schulungsanspruch bei 

den bisherigen Regelungen zu belassen. Digitale Themen ersetzen keine analo-
gen Themen.  

Der DGB und seine Gewerkschaften weisen darauf hin, dass das Betriebsverfas-

sungsgesetz (BetrVG) für Unternehmen der Privatwirtschaft in § 37 Absatz 6 Be-
trVG keine explizite zeitliche Begrenzung entsprechender Schulungsansprüche 
vorsieht. Auch vergleichbare, modernere Personalvertretungsgesetze des Bun-

des und anderer Länder kennen keine vergleichbaren zeitlichen Begrenzungen 

der Schulungsansprüche. Das Hamburgische Personalvertretungsgesetz (Hmb-
PersVG) kennt in § 49 Abs. 4 keine explizite zeitliche Begrenzung für die Teil-
nahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, gleiches gilt für § 40 i. V. 

m. § 37 Abs. 1 Satz 2 Niedersächsisches Personalvertretungsgesetz (NPersVG), § 

42 Abs. 5 Landespersonalvertretungsgesetz Nordrhein-Westfalen und sogar § 
54 des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG).  

Sollte der Gesetzgeber nicht bereit sein, die Schulungsansprüche dauerhaft sig-

nifikant zu erhöhen bzw. die bisherigen zeitlichen Begrenzungen aufzuheben, 

so schlägt der DGB vor, im Rahmen einer Übergangsvorschrift die Schulungsan-

sprüche für alle Personalräte einmalig für die aktuell laufende Amtsperiode auf 

25 Tage zu erhöhen, um die mit dem neuen Gesetz verbundenen Schulungsbe-
darfe abzudecken. Damit würden alle bisherigen Personalratsmitglieder einma-
lig neuen Personalratsmitgliedern gleichgestellt werden.   

 

Zu § 40 „Kündigung, Versetzung und Abordnung“ 

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird der bisherige Kündigungsschutz 
für ehemalige Personalratsmitglieder für die Dauer von zwei Jahren nach dem 
Ausscheiden auf nur noch ein Jahr verkürzt. Die Änderung wird juristisch be-

gründet. Für die betroffenen Beschäftigten wird dies jedoch als deutliche Ver-
schlechterung wahrgenommen. Sie führt auch zu der Verunsicherung noch ak-
tiver Personalräte und schürt Ängste. Der DGB plädiert deswegen ausdrücklich 

dafür, bei einem Kündigungsschutz von zwei Jahren nach dem Ausscheiden 
aus dem Personalrat zu bleiben und die bisherige Regelung beizubehalten.  

 

§ 42 „Einberufung, Tätigkeitsbericht“ 

Zur Stärkung der demokratischen Beteiligung der Beschäftigten schlägt der 

DGB vor, die Personalversammlungen im Regelfall einmal pro Kalenderhalbjahr 

durchzuführen. Analog § 40 Abs. 1 und 2 MBG Schl.-H. könnten folgende Rege-

lungen übernommen werden:  
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„(1) Personalversammlungen sind in der Regel einmal im Kalenderhalb-
jahr durchzuführen. Mindestens einmal im Jahr hat der Personalrat in 

einer Personalversammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. 

(2) Mindestens einmal im Jahr soll die Dienststellenleitung über die Auf-

gabenentwicklung der Dienststelle, über die Personalentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung eines angemessenen Anteils von Frauen 

in allen Besoldungs- und Arbeitsentgeltgruppen, über die Situation der 
schwerbehinderten Menschen sowie über die Arbeitsweise der Dienst-

stelle unter besonderer Berücksichtigung der technologischen Entwick-
lung Bericht erstatten.“ 

 

§ 45 „Teilnahme weiterer Personen“  

In der Praxis taucht häufiger die Frage auf, wann die Dienststellenleitung an 
Personalversammlungen teilnehmen muss. Dies sollte auch der Fall sein, wenn 
der Personalrat die Teilnahme ausdrücklich wünscht. Der DGB schlägt deswe-

gen vor, Abs. 1 Satz 2 analog § 47 Abs. 2 BremPersV wie folgt zu fassen:  

„(2) An Personalversammlungen, die auf ihren Wunsch einberufen sind 

oder zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, hat sie teilzunehmen.“ 

 

Zu § 50 „Wahlberechtigung und Wählbarkeit“  

Der Stärkung der demokratischen Teilhabe junger Menschen kommt im Rah-

men der umfassenden Novellierung des Personalvertretungsgesetzes eine be-
sondere Bedeutung zu. Der Koalitionsvertrag benennt ausdrücklich diese Ziel-
setzung. Die im nun vorliegenden Gesetzesentwurf vorgesehenen Regelungen 
werden deswegen vom DGB ausdrücklich begrüßt und unterstützt.  

Die betriebliche Mitbestimmung ist ein wesentlicher Eckpfeiler unseres demo-
kratischen Systems. Gerade für junge Beschäftigte ist es deshalb von hoher Be-

deutung, die Möglichkeiten und Vorteile der betrieblichen Mitbestimmung früh-
zeitig zu erfahren und verantwortlich selbst wahrzunehmen. 

 

Zu § 62 „Errichtung“  

Die Einrichtung eines Anwärterrates an der Verwaltungsfachhochschule wird 

vom DGB als Maßnahme zur Stärkung der demokratischen Teilhabe junger 
Menschen vom DGB ausdrücklich begrüßt. Mit dieser Maßnahme soll eine Mit-

bestimmungslücke im öffentlichen Dienst geschlossen werden.  

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Abgrenzung zur hochschulrechtlichen 
Mitbestimmung führt dazu, dass der Gesetzesentwurf vorsieht, dass der Anwär-

terrat keine Zuständigkeit haben soll, wenn es um Ausbildungs- und Studienbe-
dingungen sowie um die Wahrnehmung fachhochschulpolitischer Belange 

geht.  
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Der DGB schlägt vor, in Abs. 2 die folgende Ergänzung vorzunehmen: „Die §§ 70 
und 73 bleiben unberührt.“ Das Monatsgespräch zwischen dem Anwärterrat 

und der Dienststellenleitung würde entsprechend ohne thematische Beschrän-

kungen stattfinden und Probleme ohne eine Prüfung formaler Zuständigkeiten 
angegangen werden können. Der Anwärterrat soll im Rahmen der allgemeinen 
Aufgaben einer Personalvertretung auch Beschwerden der Anwärterinnen und 
Anwärter zu Ausbildung und Studium nachgehen können, ohne dass ein forma-

ler Anspruch auf Mitbestimmung besteht.  

 

Zu § 72 „Unterrichtung des Personalrates“ 

Die Neuregelung und Ausweitung der Informationsrechte des Personalrates er-

folgt vor dem Hintergrund der Einführung der innerdienstlichen Allzuständig-
keit und ist vor diesem Hintergrund folgerichtig. Sie wird vom DGB ausdrück-

lich unterstützt.  

Der DGB schlägt vor, in Abs. 2 nach dem Vorbild des § 49 Abs. 2 MBG Schl.-H. 
den folgenden neuen Satz 2 zu ergänzen:  

„Die Bereitstellung soll soweit möglich und zweckmäßig durch ein Le-

serecht des Personalrats für vorhandene Dateisysteme erfolgen.“ 

Dieser Satz würde den Willen des Gesetzgebers unterstreichen, künftig rein di-

gitale Arbeitsformen zu ermöglichen. Mit der perspektivischen Einbindung des 

Personalrates in die Workflows der Personalmanagementsysteme könnte eine 

deutliche Verwaltungsvereinfachung erreicht werden. Gleichzeitig werden mit 
einer Leserolle des Personalrates in den Personalmanagementsystemen des-
sen Informationsrechte unterstrichen.  

Der entsprechende § 49 MBG Schl.-H. stellt auch klar, dass im Rahmen der Ar-
beit des Personalrates auch besonders schützenswerte personenbezogene Da-

ten verarbeitet werden dürfen. Der DGB hält eine entsprechende Ergänzung 

auch in einem novellierten Personalvertretungsgesetz in Mecklenburg-Vorpom-

mern für erforderlich. Dieser könnte lauten:  

„(6) Es dürfen im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben des Personalrates 
auch Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/6791 verarbeitet werden, soweit dies im Einzelfall zur Erfüllung 

der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. § 8 Landesdaten-

schutzgesetz gilt entsprechend.“ 

 

Zu § 73 „Allgemeine Aufgaben des Personalrates“  

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor, dass die Förderung der Vereinbar-

keit von Familie, Pflege und Beruf und der Gleichstellung als Ziel der Zusam-

menarbeit von Personalrat und Dienststelle im Personalvertretungsgesetz 
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verankert werden sollen. Der DGB begrüßt diese Ergänzungen. Sie sind ange-
messen und sachgerecht.  

Mit der im Gleichstellungsgesetz vorgenommenen Zuordnung der Gleichstel-
lungsbeauftragten zur Leitung der Dienststelle kommt dem Personalrat als Inte-

ressenvertretung auch in gleichstellungspolitischen Fragen eine Rolle als An-
sprechstelle eine neue Bedeutung zu. 

 

Zu § 74 „Umfang der Mitbestimmung“  

Die vorgesehene Ausgestaltung der innerdienstlichen Allzuständigkeit in Kom-
bination mit anschließenden Katalogen der uneingeschränkten (§ 82) und der 
eingeschränkten Mitbestimmung (§ 83) sowie die damit verbundene Definition 
der Maßnahme folgen dem Beispiel der entsprechenden Gesetze in Nieder-
sachsen und Hamburg. Andere Länder haben ähnliche Modelle. Der Geset-

zesentwurf schließt damit an in der Praxis bewährte Modelle der Mitbestim-

mung der Personalräte in den norddeutschen Bundesländern an.  

Der DGB weist darauf hin, dass die entsprechenden Regelungen in Hamburg 
und Niedersachsen bereits politische Kompromisse darstellen. Sie bleiben hin-

ter weitergehenden Forderungen des DGB und seiner Gewerkschaften zurück. 
Gleichzeitig stellen sie einen deutlichen Fortschritt im Vergleich zum Status 

Quo des Personalvertretungsrechtes in Mecklenburg-Vorpommern dar.  

Ein politischer Kompromiss ist auch die Definition der Maßnahme im vorliegen-

den Entwurf eines Eckpunktepapiers, die fast im Wortlaut den entsprechenden 
Regelungen in § 64 Abs. 2 NPersVG bzw. in § 80 Abs. 2 HmbPersVG entspricht. 
Insbesondere der Ausschluss der Mitbestimmung bei Handlungen oder Ent-

scheidungen, die eine Maßnahme nur vorbereiten, ist umstritten. Der DGB ak-

zeptiert, die nun vorgesehene Definition als Teil einer sachgerechten Verständi-
gung.  

Die Einschränkung der Mitbestimmung in Abs. 8 hält der DGB hingegen für ent-

behrlich. Sie ist Ausdruck eines übertriebenen Misstrauens gegenüber den Per-
sonalvertretungen und widerspricht damit dem Geist des Gesetzes. Zur Abwehr 
unmittelbarer Gefahren sind jederzeit vorläufige Maßnahmen ohne Beteiligung 

des Personalrates nach § 75 Abs. 5 möglich.  
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Zu § 75 „Mitbestimmungsverfahren“ 

Zu Abs. 2 Satz 2:  

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht erweiterte Begründungspflichten für 
den Personalrat und die Dienstelle vor. Gleichzeitig wird die Begründung der 
Maßnahme durch die Dienststelle und die Vorlage von Unterlagen in das Er-

messen der Dienststelle gestellt. Der DGB sieht hier die Notwendigkeit, die Be-
gründungspflicht der Dienststelle weiter zu fassen:  

„Der Antrag ist mit einer Begründung z versehen und durch die für die 
Maßnahme erforderlichen Unterlagen zu ergänzen.“  

 

Zu Abs. 2 Satz 4  

Der neue Gesetzesentwurf sieht die Möglichkeit der Verkürzung der Frist in 
dringenden Fällen von bisher fünf auf künftig nur noch drei Arbeitstage vor.  

Diese Neuregelung wird in der Praxis die Personalräte und die Dienststellen vor 

Herausforderungen stellen, da in solchen Fällen kurzfristige Sondersitzungen 
der Personalratsgremien erforderlich werden – ohne eine mögliche Rücksicht-

nahme auf bestehende Dienstpläne, dienstliche Verpflichtungen oder Teilfrei-

stellungen. Dies wird insbesondere in den Bereichen mit Arbeit in Schicht- oder 

Wechselschichtdiensten eine besondere Herausforderung darstellen. Die Erfül-
lung der neuen Begründungspflichten innerhalb einer derart kurzen Frist stellt 

eine zusätzliche Herausforderung dar. Im Extremfall muss ein nicht freigestell-
ter Personalratsvorsitzender im Wechselschichtdienst innerhalb von drei Ar-

beitstagen eine Sitzung seines Personalrates stattfinden lassen und eine den 
neuen Begründungspflichten entsprechende Zustimmungsverweigerung ver-

fassen. Im Bereich der Lehrkräfte werden derart kurzfristige Sondersitzungen 
allein schon wegen der bestehenden Freistellungsregelungen in der Praxis 

nicht möglich sein.  

Der DGB hat mehrfach die Notwendigkeit einer derart kurzen Frist in Zweifel ge-

zogen. Im Falle von fristlosen Kündigungen sieht § 83 Abs. 6 eine von der allge-
meinen Frist unabhängige Drei-Tages-Frist vor.  

Die Notwendigkeit der allgemeinen 3-Tages-Frist wurde im Rahmen der Diskus-
sion mit dem dringenden Handlungsbedarf bei fristlosen Entlassungen und au-

ßerordentlichen Kündigungen begründet. Wenn der Gesetzesentwurf für diese 
Fälle in § 83 Abs. 6 eine separate Frist vorsieht, dann stellt sich die Frage, wa-

rum weiterhin allgemein in § 75 Abs. 2 die Möglichkeit einer Verkürzung der Be-
teiligungsfrist in dringenden Fällen auf bis zu drei Tage möglich sein soll. 
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Zu § 79 „Initiativrecht des Personalrates“ 

Das Initiativrecht des Personalrates in § 79 bezieht sich nur auf die Kataloge 
nach §§ 82 und 83, nicht auf die Allzuständigkeit nach § 74. Hier wäre eine wei-
tergehende Fassung sinnvoll. Der DGB tritt für ein umfassendes Initiativrecht 

des Personalrates in allen innerdienstlichen Angelegenheiten ein, die die Be-
schäftigten betreffen und der Entscheidungshoheit der Dienststelle unterlie-

gen. In der Umsetzung wäre hier eine Orientierung an der weitgehenden Rege-
lung in § 56 MBG Schl.-H. möglich, die sich auf die Aufgaben des Personalrates 

und nicht auf die Kataloge bezieht. Alternativ könnte vor der Aufzählung der 
Katalogtatbestände ein „insbesondere“ ergänzt werden.  

Sollte der Gesetzgeber an der aktuellen Ausgestaltung des Initiativrechtes fest-

halten wollen, so wäre aus Sicht des DGB in einem ersten Schritt das Wort „kol-
lektiv“ in Absatz 1 zu streichen. Es führt in der Praxis schnell zu der Diskussion, 
ob beispielsweise ein Antrag auf eine Höhergruppierung eines einzelnen Be-

schäftigten zulässig ist oder nicht. Dies sollte in der Praxis jedoch unstrittig 

möglich sein.  

 

Zu § 82 „Uneingeschränkte Mitbestimmung“   

Der vorliegende Entwurf eines Katalogs der Tatbestände der uneingeschränk-

ten Mitbestimmung ist das Ergebnis einer ausführlichen Diskussion. Der DGB 
hat im Rahmen seines Erörterungspapiers vom 19. August 2022 als Anlage 2 

eine Übersicht möglicher verbindlicher Mitbestimmungstatbestände vorgelegt. 
Diese Übersicht war Grundlage der Diskussion um die Ausgestaltung des Kata-

logs der Tatbestände der uneingeschränkten Mitbestimmung.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ist zwischen Mitbe-

stimmungstatbeständen zu unterscheiden, bei denen ein verbindlicher Be-
schluss der Einigungsstelle möglich ist und solchen, bei denen die Einigungs-
stelle nur eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde abgibt. In den 
zweiten Fällen entscheidet die oberste Dienstbehörde dann abschließend. 

Zum möglichen Katalog verbindlicher Mitbestimmungstatbestände verweist 
das Bundesverfassungsgericht auf konkrete Regelungen des Bundespersonal-

vertretungsgesetzes in der damaligen Fassung. Es handelt sich dabei um Ange-
legenheiten, die in ihrem Schwerpunkt die Beschäftigten in ihrem Beschäfti-
gungsverhältnis betreffen, typischerweise aber nicht oder nur unerheblich die 

Wahrnehmung von Amtsaufgaben gegenüber dem Bürger berühren.2 

Die vom Bundesverfassungsgericht genannten Regelungen wurden in den § 54 
Abs. 4 MBG S-H übernommen. Es wurden dabei lediglich einige sprachliche 

 
2 BVerfG, Beschluss vom 24. Mai 1995 – 2 BvF 1/92, Rn. 146.  
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Korrekturen und Klarstellungen vorgenommen, sowie in den Nummer 11 und 
12 der Tatbestand der Ablehnung ergänzt.3 

Im Zuge der weiteren Rechtsentwicklung haben andere norddeutsche Länder 
den Katalog möglicher verbindlicher Mitbestimmungstatbestände modifiziert 

und weiterentwickelt (vgl. § 87 HmbPersVG vom 8. Juli 2014 und § 66 NPersVG). 

Der aktuell geltende Koalitionsvertrag formuliert als Ziel der Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes: „Wir wollen das Personalvertretungsgesetz an 

die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts anpassen.“ Eine vollständige(!), 
ggf. leicht modernisierte Übernahme des Kataloges der uneingeschränkten Mit-
bestimmung aus § 54 MBG Schl.-H. wäre eine enge Anpassung an die Vorgaben 

des Bundesverfassungsgerichtes.  

Der DGB hat deswegen in der Diskussion dafür plädiert, den Katalog aus § 54 
MBG Schl.-H. vollständig in ggf. leicht modifizierter Fassung in ein neues Perso-

nalvertretungsgesetz für Mecklenburg-Vorpommern zu übernehmen. Dies 
schließt sachgerechte Weiterentwicklung der Regelungen zur Arbeitszeit ana-
log dem BPersVG und dem HmbPersVG in den ersten Nummern des vorliegen-

den Gesetzesentwurfes nicht aus.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf ordnet die beiden Mitbestimmungstatbe-

stände „Inhalt von Personalfragebögen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer“ und „Durchführung der Berufsausbildung bei Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmern“ statusgruppenunabhängig der eingegrenzten Mitbestimmung 
nach § 83 zu. Dies wird als Kompromiss vom DGB mitgetragen, da hiermit auch 

die Beamtinnen und Beamten von diesen Mitbestimmungstatbeständen um-
fasst werden.  

Die vom DGB vorgeschlagenen weitergehenden Mitbestimmungstatbestände, 
die sich aus der Weiterentwicklung des Personalvertretungsgesetzes in Ham-

burg und Niedersachsen ergeben, wurden im vorliegenden Entwurf nicht be-
rücksichtigt.  

Dies gilt beispielsweise für den Tatbestand „Abschluss von Arbeitnehmerüber-

lassungs- und Gestellungsverträgen“. Eine derartige Begrenzung der Leiharbeit 
im öffentlichen Sektor würde an Regelungen in anderen Ländern anknüpfen. 
Eine entsprechende Regelung findet sich sowohl in § 87 HmbPersVG als auch in 

einer Variante in § 66 Abs. 1 Nr. 14 des Niedersächsischen Personalvertretungs-
gesetzes (verbindlich in Kombination mit § 72 Abs. 6 NPersVG) sowie im 

LPersVG Brandenburg (§ 66 Abs. 1 Nr. 17 i.V. mit § 73 Abs. 5 LPersVG Branden-
burg). In Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen unterliegt der Tatbestand 
nur der empfehlenden Mitbestimmung (§ 80 Abs. 2 Nr. 18 LPersVG Rheinland-

Pfalz und § 72 Abs. 4 Nr. 20 LPVG NRW). In Schleswig-Holstein dürfte sich eine 

 
3 Hübner-Berger, Malte: Kommentar zum Gesetz über die Mitbestimmung der 

Personalräte (Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein – MBG Schl.-H.), § 54, 

Nummern 4.4 und 4.5. Dort findet sich auch eine Gegenüber-stellung der Rege-
lungen aus dem BPersVG und den Tatbeständen in § 54 MBG S-H.  
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empfehlende Mitbestimmung aus der weit gefassten innerdienstlichen Allzu-
ständigkeit ergeben. Dementsprechend wurde dieser Tatbestand im vorliegen-

den Gesetzesentwurf auch der eingeschränkten Mitbestimmung nach § 83 zu-

geordnet.  

Der DGB begrüßt am vorliegenden Entwurf die Aufnahme der Kurzarbeit in § 82 
Nr. 2. Kritisch bewertet der DGB die Einschränkung in § 82 Nr. 11, dass die Mit-

bestimmung nur auf Antrag des Beschäftigten erfolgen soll. Auch hier bleibt der 
Gesetzesentwurf hinter dem Bundespersonalvertretungsgesetz und dem Vor-

bild anderer norddeutscher Länder zurück. Der DGB bittet darum, diese Ein-
schränkung zu streichen.  

Im Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung findet sich zudem unter § 83 

Abs. 1 Nr. 28 der modifizierte Tatbestand „Beurteilungsrichtlinien für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, soweit sie von den für Beamtinnen und Beamten 
geltenden Regelungen abweichen“. Da sich diese Regelung nun nur noch auf 

die Tarifbeschäftigten bezieht, dürfte ihre Verankerung im Katalog der uneinge-

schränkten Mitbestimmung unstrittig zulässig sein. Der bereits erwähnte Kata-
log uneingeschränkter Mitbestimmungstatbestände in § 54 Abs. 4 MBG Schl.-H. 

kennt als Nr. 17 entsprechend den Tatbestand „Beurteilungsrichtlinien für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer“. Der Tatbestand nach § 83 Abs. 1 Nr. 28 

wäre entsprechend nach § 82 zu verschieben. Der DGB würde es zudem bevor-
zugen, hier weiterhin den Tatbestand „Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer“ zu verwenden und diesen als 16. Mitbestimmungs-
tatbestand in § 82 Abs. 1 Nr. 16 zu verankern.  

 

Zu § 83 „Eingeschränkte Mitbestimmung und sonstige Beteiligung“  

Der vorliegende Entwurf orientiert sich eng am bisherigen Personalvertretungs-

gesetz und ergänzt es mit Elementen aus dem Bundespersonalvertretungsge-
setz sowie den Personalvertretungsgesetzen der Länder Hamburg und Nieder-

sachsen. Damit wird die aktuelle Rechtsentwicklung aufgegriffen. Dies ist für 

den DGB von zentraler Bedeutung: Ein neues Personalvertretungsgesetz für 

Mecklenburg-Vorpommern muss sich am Standard der anderen norddeutschen 
Länder orientieren. Es darf vom Umfang der Mitbestimmung her nicht hinter 

dem Standard des bisherigen Gesetzes zurückfallen und muss auch für die bis-

herigen Mitglieder der Personalvertretungen anschlussfähig sein.  

Zu begrüßen ist ausdrücklich, dass der vorliegende Entwurf die bisherigen Mit-
wirkungstatbestände nun in den Katalog der eingeschränkten Mitbestimmung 
überführt. Dies ist sachgerecht, entspricht der aktuellen Rechtsentwicklung 

und stellt eine erkennbare Verbesserung dar.  
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Zu Abs. 1 Nr. 2 „Höhergruppierung, Rückgruppierung“:  

Dieser Tatbestand sollte auch die Ablehnung einer beantragten Höhergruppie-
rung umfassen. 

 

Zu Abs. 1 Nr. 7 „Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung“  

Der Entwurf sieht eine Mitbestimmung bei einer Abordnung, Zuweisung und 

Personalgestellung für die Dauer von mehr als sechs Monaten vor. Das aktuell 
geltende Gesetz ab einer Dauer von mehr als drei Monaten. Dies ist eine er-

kennbare Verschlechterung, die zwar dem Standard im Hamburgischen Perso-
nalvertretungsgesetz entspricht, aber hinter den Regelungen in § 78 Abs. 1 Nr. 7 
BPersVG und in § 65 Abs. 1 Nr. 10 und 11 NPersVG zurückbleibt. „Mehr als drei 
Monate“ scheinen damit der übliche Standard zu sein. Die Hamburger Abwei-
chung von diesem Standard erklärt sich möglicherweise auch aus der besonde-

ren Situation eines Stadtstaates. Dies gilt analog für Abs. 1 Nr. 6.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 10 „ordentliche Kündigung“  

Der Entwurf sieht die eingeschränkte Mitbestimmung nur noch bei der ordentli-

chen Kündigung von Tarifbeschäftigten vor. Bei fristlosen Entlassungen oder 

außerordentlichen Kündigungen soll dem Personalrat nur noch ein Anhörungs-
recht zustehen. Der Entwurf folgt damit einer Struktur, die sich sowohl im 

BPersVG als auch in den Personalvertretungsgesetzen Hamburgs und Nieder-
sachsens wiederfindet. Das Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holsteins mit 

seiner umfassenden innerdienstlichen Allzuständigkeit führt bei jeder Form von 
Kündigung hingegen zu einem Verfahren der eingeschränkten Mitbestimmung.  

Mit der vorgesehenen Änderung wäre für die Tarifbeschäftigten eine erkenn-
bare Schlechterstellung im Vergleich zum aktuell geltenden Recht verbunden. 

Die Kündigung eines Tarifbeschäftigten – gleich welcher Art – stellt eine weitge-

hende und schwerwiegende Maßnahme dar, die für die Betroffenen mit erheb-

lichen Auswirkungen einhergeht. Der DGB plädiert dafür, auch die fristlose Ent-
lassung oder außerordentliche Kündigung weiterhin der eingeschränkten 
Mitbestimmung des Personalrates zu unterwerfen.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 14 und 15 „Durchführung der Berufsbildung“, „Fortbildung“  

Die nun vorgesehene Verortung der Mitbestimmungstatbestände, die für alle 
Statusgruppen gelten, sind aus Sicht des DGB im Rahmen eines Kompromisses 
und vor dem Hintergrund der sehr unterschiedlichen Regelungen in den Perso-
nalvertretungsgesetzen des Bundes und der anderen Länder vorstellbar. Der 

DGB hatte ursprünglich vorgeschlagen den Mitbestimmungstatbestand „Durch-

führung der Berufsausbildung bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern“ 
analog dem BPersVG und dem MBG Schl.-H. in den Katalog der verbindlichen 



 

Seite 26/33 

Mitbestimmungstatbestände aufzunehmen. Für eine möglichst weitgehende 
Mitbestimmung in Fragen der Berufsbildung spricht auch die Zielsetzung des 

Koalitionsvertrages, die demokratische Teilhabe junger Menschen stärken zu 

wollen. Diese sind überproportional von Maßnahmen der Berufsbildung betrof-
fen.  

Der DGB schlägt dementsprechend vor, die Nr. 14 wie folgt zu fassen:  

„14. Grundsätze zur Durchführung der Berufsbildung (Berufsausbil-

dung, berufliche Fort- und Weiterbildung sowie berufliche Umschu-
lung)“ 

Der DGB schlägt vor, die Nr. 15 allgemeiner zu fassen und auf die „Auswahl der 

Beschäftigten für Maßnahmen der Berufsbildung“ und nicht nur auf Fortbil-

dungslehrgänge zu beziehen:  

„15. Auswahl der Beschäftigten für Maßnahmen der Berufsbildung“ 

Die Neuregelung der Kompetenzen des Personalrates in Fragen der Berufsaus-

bildung darf nicht zu einer Beschneidung der Gestaltungsmöglichkeiten der Ju-

gend- und Ausbildungsvertretung (JAV) führen, die bei der Interessenvertre-
tung der Auszubildenden und Anwärterinnen und Anwärter besonders auf die 

Zusammenarbeit mit dem Personalrat angewiesen ist. Dies würde der Zielset-
zung des Koalitionsvertrages widersprechen, die demokratische Teilhabe jun-

ger Menschen zu stärken. Auch dies spricht für weitergehende Regelungen. 

 

Zu Abs. 1 Nr. 19 „Disziplinarverfügungen“, „Disziplinarklage“  

Die Aufnahme dieses Mitbestimmungstatbestandes in den Katalog der einge-

schränkten Mitbestimmung wird vom DGB ausdrücklich begrüßt und unter-
stützt. Damit ist eine substanzielle Verbesserung für die Beamtinnen und Be-
amten verbunden.  

Frage ist, ob hier nicht „Erlass einer Disziplinarverfügung sowie bei Erhebung 

einer Disziplinarklage“ als Mitbestimmungstatbestand ausreicht und auf eine 
Aufzählung der einzelnen Disziplinarmaßnahmen verzichtet werden kann. Der 

Mitbestimmungstatbestand würde dann umfassend für alle Disziplinarverfü-
gungen gelten. Dies würde der Praxis in Schleswig-Holstein und dem § 88 Abs. 1 
HmbPersVG entsprechen. Dieser lautet: „Erlass einer Disziplinarverfügung und 

Ausspruch einer schriftlichen Missbilligung“.  
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Zu Abs. 1 Nr. 24 „Abschluss von Arbeitnehmerüberlassungs- und Gestellungs-
verträgen“  

Der DGB begrüßt die Aufnahme des Mitbestimmungstatbestandes „Abschluss 
von Arbeitnehmerüberlassungs- und Gestellungsverträgen“. Eine Begrenzung 

der Leiharbeit im öffentlichen Sektor entspricht der politischen Linie der bei-
den Regierungsparteien und knüpft an entsprechende Regelungen in anderen 

Ländern an.  

Der DGB hat dafür plädiert, diesen Mitbestimmungstatbestand im Katalog der 
uneingeschränkten Mitbestimmung zu berücksichtigen. Eine entsprechende 
Regelung findet sich sowohl in § 87 HmbPersVG als auch in einer Variante in § 

66 Abs. 1 Nr. 14 des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes (verbind-

lich in Kombination mit § 72 Abs. 6 NPersVG) sowie im LPersVG Brandenburg (§ 
66 Abs. 1 Nr. 17 i.V. mit § 73 Abs. 5 LPersVG Brandenburg). In Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen unterliegt der Tatbestand nur der empfehlenden Mit-

bestimmung (§ 80 Abs. 2 Nr. 18 LPersVG Rheinland-Pfalz und § 72 Abs. 4 Nr. 20 

LPVG NRW). In Schleswig-Holstein dürfte sich eine empfehlende Mitbestim-
mung aus der weit gefassten innerdienstlichen Allzuständigkeit ergeben. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern würde sich mit der Schaffung eines ent-

sprechenden Mitbestimmungstatbestandes also der allgemeinen Rechtsent-

wicklung anschließen.  

 

Zu Abs. 1 Nr. 25 „Verlängerung eines befristeten Arbeitsvertrages“  

Der DGB schlägt vor, den Tatbestand wie folgt zu erweitern:  

„25. Befristung von Arbeitsverträgen und deren Verlängerung“ 

 

Zu Abs. 1 Nr. 26 „Ablehnung eines Antrages auf Teilnahme an ortsunabhängigen 
Arbeiten, Homeoffice“  

Der DGB begrüßt die Aufnahme des Mitbestimmungstatbestandes als Zeichen 
für ein modernes Personalvertretungsgesetz. Er schlägt vor, die „Einrichtung ei-
nes Telearbeitsplatzes oder die Ablehnung eines Antrages auf einen Telear-
beitsplatz“ in der Aufzählung zu ergänzen. 
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Zu Abs. 1 Nr. 28 „Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer“  

Der neue Entwurf sieht im Ergebnis der Rechtsentwicklung im Beurteilungswe-
sens die Übernahme der Hamburger Regelung vor. Dies stellt eine Einschrän-

kung im Vergleich zur bisherigen Mitbestimmung dar. Der DGB schlägt vor, die-
sen Mitbestimmungstatbestand als Nr. 16 in den § 82 „Uneingeschränkte 

Mitbestimmung“ zu verschieben und wie folgt zu fassen:  

„16. Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Dies wäre unstrittig verfassungsrechtlich zulässig.  

 

Zu Abs. 2 Nr. 1: „Inhalt von Personalfragebögen“ 

Der DGB hat ursprünglich vorgeschlagen, den „Inhalt von Personalfragebögen 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ entsprechend der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichtes und dem MBG Schl.-H. in den Katalog der ver-
bindlichen Mitbestimmungstatbestände aufzunehmen. Die nun vorgesehene 
statusgruppenunabhängige Regelung entspricht den Regelungen des BPersVG, 

des NPersVG und des HmbPersVG und wird damit vom DGB mitgetragen. 

 

Zu Abs. 2 Nr. 4 „Verhaltens- und Leistungskontrolle“  

Der DGB protestiert entschieden gegen die vorgesehene Formulierung in § 83 

Abs. 2 Nr. 4. Künftig soll eine Mitbestimmung des Personalrates nur noch erfol-

gen, wenn technische Einrichtungen „dazu bestimmt sind, das Verhalten oder 
die Leistung der Beschäftigten zu überwachen“. Bisher erfolgte eine Mitbestim-
mung bereits dann, wenn die entsprechenden technischen Einrichtungen ge-
eignet waren, das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu überwa-

chen.  

Die nun vorgesehene Fassung stellt eine deutliche Einschränkung der Mitbe-
stimmung der Personalräte insbesondere hinsichtlich von Maßnahmen der Di-
gitalisierung dar. Sie steht im offenen Widerspruch zum Geist des Gesetzes und 
ist für den DGB nicht akzeptabel.  

Die neue Formulierung entspricht § 80 Abs. 1 Nr. 21 BPersVG. Die deutlich fort-
schrittlicheren Personalvertretungsgesetze der norddeutschen Länder Ham-

burg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen sowie das bisher in Mecklenburg-

Vorpommern geltende Recht gehen darüber hinaus.  

Der DGB erwartet deswegen die Beibehaltung der bisherigen Regelung:  

„Einführung, Anwendung, wesentliche Änderung oder wesentliche Er-

weiterung von technischen Einrichtungen, die geeignet sind, das Ver-
halten oder die Leistung der Beschäftigten zu überwachen,“  
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Zu Abs. 2 „Mitbestimmung bei Einführung, wesentlicher Änderung oder we-
sentlicher Ausweitung betrieblicher Informations- und Kommunikationsnetze“ 

In Abs. 2 wurde der bisherige Mitbestimmungstatbestand bei Einführung, we-
sentlicher Änderung oder wesentlicher Ausweitung betrieblicher Informations- 

und Kommunikationsnetze gestrichen. Dies stellt eine Verschlechterung zum 
Status quo dar. Der DGB bittet darum, diesen Tatbestand in Abs. 2 wieder zu er-

gänzen:  

„12. Einführung, wesentlicher Änderung oder wesentlicher Ausweitung 
betrieblicher Informations- und Kommunikationsnetze“  

 

Zu Absatz 3 „ordentliche Kündigung“  

Hier hält der Gesetzesentwurf zu Lasten der Beschäftigten an den schon bisher 
sehr restriktiven und bürokratischen Regelungen fest. Der DGB kann hierfür 
keine Notwendigkeit erkennen und bittet darum, auf diesen Absatz zu verzich-

ten. Die in § 75 vorgesehenen Begründungspflichten für eine Zustimmungsver-

weigerung des Personalrates sind auch bei diesem Sachverhalt mehr als ausrei-
chend, der Absatz 3 überflüssig.  

 

Zu Absatz 6 „fristlose Entlassungen und außerordentliche Kündigungen“ 

An dieser Stelle findet im Verhältnis zu dem bisherigen Gesetz eine deutliche 
Verschärfung statt. Für den DGB ist die Notwendigkeit der Aufnahme einer Son-

derregelung nicht erkennbar. Der DGB weist darauf hin, dass § 75 Abs. 2 eine 
Fristverkürzung für die Mitbestimmung des Personalrates in dringenden Fällen 

auf bis zu drei Tagen vorsieht.  

Wird die allgemeine Fristverkürzung in § 75 Abs. 2 beibehalten, plädiert der 

DGB für eine ersatzlose Streichung des Absatzes 6. In der Folge müsste auch in 
§ 83 Abs. 1 Nr. 10 das Wort „ordentlich“ gestrichen werden.  

Der DGB weist darauf hin, dass auch bei derart kurzen und für den Personalrat 
nicht planbaren Fristen eine Befassung des Personalrates möglich sein muss. 
Dies setzt voraus, dass die Mitglieder des Personalrates kurzfristig aus dem akti-
ven Dienst in eine entsprechende Freistellung zur Teilnahme an einer Personal-

ratssitzung wechseln können bzw. derart kurzfristige Vorgänge mit Priorität vor 
anderen dienstlichen Aufgaben bearbeiten können. Insbesondere in Bereichen 
mit Schicht- und Wechselschichtdiensten, bei besonderen Lagen, an Schulen 

oder bei nicht freigestellten Personalratsmitgliedern wird dies mit Herausforde-

rungen für die Dienststellen und den Personalrat gleichermaßen verbunden 
sein. 
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Zu Absatz 8 „Beschäftigte mit überwiegend wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Tätigkeit“  

Die Neuregelung in Satz 3 zur Mitbestimmung in Personalangelegenheiten bei 
Beschäftigten mit überwiegend wissenschaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit 

ersetzt die bisherige Regelung in § 68 Abs. 3. Die Neufassung erfüllt das Verspre-
chen der Landesregierung aus dem Koalitionsvertrag, „die personalvertre-

tungsrechtliche Mitbestimmung für alle Menschen, die mit den Hochschulen in 
einer Arbeitsbeziehung stehen, auszubauen.“ 

Der DGB hatte im Rahmen der Diskussion im Sinne des Koalitionsvertrages die 
komplette Streichung der Antragerfordernis für die Mitbestimmung in Perso-

nalangelegenheiten bei Beschäftigten mit überwiegend wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Tätigkeit gefordert. Die nun vorgesehen Formulierung stellt 
einen Kompromiss zwischen dem DGB und dem für Wissenschaft zuständigen 
Ministerium dar und wird entsprechend mitgetragen.  

 

Zu Absatz 9 

Der DGB schlägt vor, nur Beamtinnen und Beamte der B-Besoldung, aber nicht 

schon ab A 16, von der Mitbestimmung auszunehmen. Dies wäre eine angemes-
sene Reaktion auf die seit 1993 gestiegene Anzahl an A 16-Stellen im Landes-

dienst. Auch § 89 Abs. 2 HmbPersVG und § 51 Abs. 6 MBG Schl.-H. nehmen nur 
die Beamtinnen und Beamten der B-Besoldung von der Mitbestimmung bei 

personellen Maßnahmen aus.  

 

Vorschlag für einen neuen Absatz 10 

Der DGB schlägt die Aufnahme eines neuen Absatz 10 vor, der analog § 88 Abs. 
8 HmbPersVG wie folgt lauten sollte:  

„(8) Vorentwurfspläne und Entwurfspläne für Neu-, Um- und Erweite-

rungsbauten der Dienststelle sowie für Arbeits- und Aufenthaltsräume 
sind vor der Einreichung bei der zuständigen Stelle mit dem Personalrat 

zu beraten.“  

Eine ähnliche Regelung findet sich in § 87 Abs. 2 BPersVG. 
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Zu § 89 „Arbeitsgemeinschaften auf Landesebene“  

Die Regelung zu den Arbeitsgemeinschaften bleibt zum bisherigen Stand unver-
ändert.  

Zu den Anhörungsrechten der Arbeitsgemeinschaften merkt der DGB an, dass 
die Wahrnehmung der Interessenvertretung der Beamtinnen und Beamten in 

Rechtsetzungsverfahren mit den Beteiligungsrechten der Spitzenorganisatio-
nen in § 53 Beamtenstatusgesetz des Bundes und in § 93 des Landesbeamten-

gesetzes abschließend geregelt ist. Hier besteht kein Bedarf für ein Mandat der 
Personalvertretungen. § 84 sieht weiterhin vor, dass der Personalrat bei Maß-
nahmen, an deren Vorbereitung die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 

nach § 92 des Landesbeamtengesetzes zu beteiligen sind, nicht beteiligt wird. 

Diese Regelung sollte beibehalten und in klarstellender Form auf die Arbeitsge-
meinschaften der Personalräte ausgeweitet werden. In § 89 Abs. 1 wäre dem-
entsprechend zu ergänzen: „§ 84 gilt entsprechend.“  

 

Zu § 90 „Hochschulen und Universitätsmedizin“  

Sowohl das aktuelle Personalvertretungsgesetz als auch der nun vorliegende 

Entwurf kennen keine Regelungen für den Fall, dass beteiligungspflichtige Maß-
nahmen der Entscheidung der Gremien nach dem Hochschulgesetz unterlie-

gen. Hier findet bisher – im Unterschied zu den kommunalen Gremien – keine 
Beteiligung des Personalrates statt. Die Beteiligung des Personalrates gegen-

über den kommunalen Gremien in entsprechenden Fällen richtet sich nach § 97 
des vorliegenden Entwurfes. Anstelle des Beteiligungsverfahrens tritt hier ein 

Informations- und Anhörungsrecht in den entsprechenden Gremien.  

Der DGB schlägt vor, entsprechende Informations- und Anhörungsrechte des 

Personalrates nach dem Vorbild des § 77 Abs. 6 und 7 MBG Schl.-H. auch in ei-
nem novellierten Personalvertretungsrecht für das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern zu verankern.  

 

Zu § 91 „Vertretung der Hilfskräfte“  

Die vorgesehene Einführung der neuen Vertretung für Hilfskräfte stellt einen 
wesentlichen Fortschritt zum Status Quo dar. Sie ist ein Kompromiss aus den in 

den Hochschulleitungen herrschenden Vorbehalten gegenüber einer stärkeren 
Beteiligung junger Menschen und den Versprechen aus dem Koalitionsvertrag.  

Grundsätzlich sollte aus Sicht des DGB und seiner Gewerkschaften an den 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen den Lehrbeauftragten, den Promo-
vierenden (Doktorandinnen und Doktoranden) sowie den studentischen und 
wissenschaftlichen Hilfskräften das Wahlrecht zu den wissenschaftlichen Perso-

nalräten nach § 76 Abs. 2 PersVG eingeräumt werden. Das aktive und passive 
Wahlrecht der oben genannten Personenkreise wäre dabei unabhängig von ei-

nem dienstrechtlichen Verhältnis zur Hochschule bzw. Forschungseinrichtung 
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zu gewährleisten. Perspektivisch müssen aus Sicht des DGB studentische und 
wissenschaftliche Hilfskräfte Beschäftigte im Sinne des Personalvertretungsge-

setzes werden und in die volle Zuständigkeit des Personalrates fallen. Ein ent-

sprechendes Wahlrecht ist vorzusehen. 

Die nun vorgesehene Regelung trägt der DGB im Rahmen eines Gesamtkom-
promisses mit, vertritt jedoch weiterhin deutlich weitergehende Vorstellungen 

einer Mitbestimmung der Beschäftigten an den Hochschulen. 

Der DGB bittet darum, in Absatz 6 zur Rechtsstellung auch auf die sinngemäße 
Anwendung der §§ 39 und 40 zu verweisen. Um eine effektive Arbeit der neuen 
Vertretung sicherzustellen, kann die Wahrnehmung geeigneter Qualifizierungs-

maßnahmen erforderlich sein. Im Falle von Konflikten bietet der sinngemäße 

Verweis auf den § 40 einen gewissen Schutz vor ungerechtfertigter Sanktionie-
rung. Zum Qualifizierungsanspruch könnte sachgerecht die Regelung des § 66 
Abs. 1 übernommen werden, um einer einjährigen Amtszeit gerecht zu werden:  

„Der Anspruch auf Freistellung für die Teilnahme an Schulungs- und Bil-
dungs-veranstaltungen reduziert sich im Rahmen des § 39 Absatz 1 auf 

höchstens 6 Arbeitstage, im Rahmen des § 39 Absatz 2 auf höchstens 3 
Arbeitstage.“ 

 

Weitergehende Vorschläge des DGB 

Übernahme von Auszubildenden 

Der Gesetzesentwurf sieht keine Regelung zur Übernahme von Auszubildenden 

vor, die Mitglied des Personalrates oder einer Jugend- und Auszubildendenver-
tretung sind. Dies wäre im Gesamtpaket der Stärkung junger Menschen im Ge-

setz entsprechend zu ergänzen.  

Entsprechende Regelungen finden sich beispielsweise in § 53 HmbPersVG und 

§ 56 BPersVG. Der DGB schlägt folgende Regelung zur Übernahme vor:  

§ xyz „Besonderer Schutz der Auszubildenden“ 

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, eine Beschäftigte oder einen Beschäf-
tigten, die oder der in einem Berufsausbildungsverhältnis nach dem 
Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung, dem Krankenpflegege-

setz, dem Pflegeberufegesetz, dem Hebammengesetz oder in einem 
vergleichbaren dualen Studium steht und die oder der Mitglied einer 
Personalvertretung oder einen Jugend- und Auszubildendenvertretung 

ist, nach erfolgreicher Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses 

nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so 
hat er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhält-
nisses der betroffenen Person schriftlich mitzuteilen. 

(2) Verlangt eine Auszubildende oder ein Auszubildender im Sinne des 
Absatzes 1, die oder der Mitglied des Personalrats ist, innerhalb der 
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letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnis-
ses schriftlich die Weiterbeschäftigung, so gilt im Anschluss an das er-

folgreiche Berufsausbildungsverhältnis ein Arbeitsverhältnis auf unbe-

stimmte Zeit als begründet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsver-
hältnis vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Amtszeit der Per-

sonalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung er-
folgreich endet. 

(4) Wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Arbeitgeber unter 
Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht zuge-

mutet werden kann, so kann er spätestens bis zum Ablauf von zwei Wo-

chen nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses beim Ver-
waltungsgericht beantragen, 

1. festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nach Absatz 2 oder 3 nicht 
begründet wird, oder 

2. das bereits nach Absatz 2 oder 3 begründete Arbeitsverhältnis aufzu-

lösen. 

In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist die Personalvertre-
tung, bei einem Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung 

auch diese beteiligt.  

(5) Die Absätze 2 bis 4 sind unabhängig davon anzuwenden, ob der Ar-

beitgeber seiner Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nachgekommen ist. 

 

Der DGB bittet um die Berücksichtigung seiner Vorschläge, Hinweise und An-
merkungen. Für Rückfragen und eine mündliche Erörterung stehen wir Ihnen 
gerne zu Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Olaf Schwede  


